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339 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 31. Mai 1977 betreffend den Gel-
tungsbereich des Übereinkommens über die
Zwischenstaatliche Beratende Seeschiffahrts-

organisation

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben weitere nachstehende
Staaten das Übereinkommen über die Zwischen-
staatliche Beratende Seeschiffahrtsorganisation,
BGBl. Nr. 464/1975, angenommen:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der

Annahmeurkunde:

Äthiopien 3. Juli 1975

Kongo 5. September 1975

Venezuela 27. Oktober 1975

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Annahmeurkunde :

Guinea 3. Dezember 1975

Portugal 17. März 1976

Gabon 1. April 1976

Papua-Neuguinea 6. Mai 1976

Jamaika 11. Mai 1976

Bangladesh 27. Mai 1976

Bahamas 22. Juli 1976

Kap Verde 24. August 1976

Bahrain 22. September 1976

Surinam 14. Oktober 1976

Kreisky
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340.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhang wird genehmigt.

Änderung des Übereinkommens über die Zwischenstaatliche Beratende Seeschiff-
fahrtsorganisation samt Anhang

(Übersetzung)

ZWISCHENSTAATLICHE
BERATENDE SEESCHIFF-
FAHRTSORGANISATION

I M C O

RESOLUTION A.315(ES.V)
angenommen am 17. Okto-

ber 1974
ÄNDERUNGEN DES ÜBER-
EINKOMMENS ÜBER DIE
ZWISCHENSTAATLICHE BE-
RATENDE SEESCHIFF-

FAHRTSORGANISATION

DIE VERSAMMLUNG,
UNTER HINWEIS AUF die

Resolution A.69(ES.II), in der
sie die Änderungen des Überein-
kommens über die IMCO ange-
nommen hat, durch die die Zahl
der Mitglieder des Rates erhöht
wurde, und auf die Resolution
A.70(IV), in der sie die Ände-
rungen des Übereinkommens
über die IMCO angenommen
hat, durch die die Zahl der
Mitglieder des Schiffssicherheits-
ausschusses erhöht und deren
Wahlmodus geändert wurde,

MIT GENUGTUUNG VER-
MERKEND, daß sich die Zahl
der Mitglieder der Organisation
seit Annahme dieser Änderun-
gen erhöht hat,

IN ANERKENNUNG der
Notwendigkeit, unter allen Um-
ständen zu gewährleisten, daß
alle Mitglieder der Organisation
in ihren wichtigsten Organen
vertreten sind und daß im Rat
die Vertretung der Mitgliedstaa-
ten nach einer gerechten geo-
graphischen Aufteilung erfolgt,

UNTER HINWEIS auf ihre
Resolution A.314(VIII), in der
sie beschlossen hat, eine Ad-
hoc-Arbeitsgruppe einzuberufen
mit der Aufgabe, jeden Ände-
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rungsvorschlag zum Überein-
kommen über die IMCO be-
treffend die Anzahl der Mitglie-
der und die Zusammensetzung
des Rates und des Schiffssicher-
heitsausschusses und jede damit
zusammenhängende Änderung
zu prüfen,

NACH PRÜFUNG des Be-
richts der Ad-hoc-Arbeitsgruppe
und insbesondere der Empfeh-
lungen der Gruppe bezüglich der
Änderungsvorschläge zum Über-
einkommen über die IMCO,

NACH ANNAHME der Än-
derungen bei der fünften Außer-
ordentlichen Tagung der Ver-
sammlung in London vom 16.
bis 18. Oktober 1974, deren
Wortlaut im Anhang zu dieser
Resolution enthalten ist und die
die Artikel 10, 16, 17, 18, 20,
28, 31 und 32 des Übereinkom-
mens über die Zwischenstaat-
liche Beratende Seeschiffahrts-
organisation betreffen,

UNTER HINWEIS DAR-
AUF, daß gemäß den Be-
stimmungen des Artikels 52 des
Übereinkommens diese Ände-
rungen so schwerwiegend sind,
daß ein Mitglied, das in der
Folge erklärt, daß es diese Än-
derungen nicht annimmt und
diese nicht binnen zwölf Mona-
ten nach ihrem Inkrafttreten
annimmt, mit Ablauf dieser
Frist aufhört, Vertragspartei
dieses Übereinkommens zu sein,

ERSUCHT den Generalsekre-
tär der Organisation, die Hin-
terlegung der angenommenen
Änderungen beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
durchzuführen, wie dies in Arti-
kel 53 des Übereinkommens
vorgesehen ist, und gemäß den
Bestimmungen des Artikels 54
die Zustimmungserklärungen
und -urkunden entgegenzuneh-
men,

FORDERT die Regierungen
der Mitgliedstaaten auf, jede
Änderung so bald als möglich
nach Erhalt des Wortlautes der
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besagten Änderung, der durch
den Generalsekretär der Organi-
sation der Vereinten Nationen
an sie übermittelt wird, anzu-
nehmen und eine entsprechende
Notifizierung der Annahme an
den Generalsekretär zu richten.

ANHANG

ÄNDERUNGEN DES ÜBER-
EINKOMMENS ÜBER DIE
ZWISCHENSTAATLICHE BE-

RATENDE SEESCHIFF-
FAHRTSORGANISATION

Artikel 10

Der bisherige Text ist durch
folgenden Wortlaut zu ersetzen:

Assoziierte Mitglieder haben
die aus diesem Übereinkommen
erwachsenden Rechte und Pflich-
ten der ordentlichen Mitglieder
mit Ausnahme des Stimmrechtes
und des Rechtes, in den Rat ge-
wählt zu werden. Mit dieser
Einschränkung gelten auch asso-
ziierte Mitglieder als „Mitglie-
der" im Sinne dieses Überein-
kommens, sofern sich aus dem
Zusammenhang nichts anderes
ergibt.

Artikel 16
Der bisherige Text des Buch-

staben d) ist durch folgenden
Wortlaut zu ersetzen:

d) sie wählt die Mitglieder
des Rates gemäß Arti-
kel 17.

Artikel 17
Der bisherige Text ist durch

folgenden Wortlaut zu ersetzen:
Der Rat besteht aus vierund-

zwanzig von der Versammlung
gewählten Mitgliedern.

Artikel 18
Der bisherige Text ist durch

folgenden Wortlaut zu ersetzen:
Bei der Wahl der Mitglieder

des Rates beachtet die Versamm-
lung folgende Grundsätze:

a) sechs sind Staaten, die das
größte Interesse an der Be-
reitstellung internationaler
Schiffahrtsdienste haben,
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b) sechs sind andere Staaten,
die das größte Interesse am
internationalen Handel
über See haben,

c) zwölf sind nicht nach
Buchstabe a) oder b) ge-
wählte Staaten, die ein be-
sonderes Interesse am See-
transport oder an der
Schiffahrt haben und
deren Wahl gewährleistet,
daß alle größeren geogra-
phischen Gebiete der
Erde im Rat vertreten
sind.

Artikel 20

Der bisherige Text ist durch
folgenden Wortlaut zu ersetzen:

a) Der Rat wählt seinen Vor-
sitzenden und gibt sich
seine Geschäftsordnung,
soweit dieses Übereinkom-
men nichts anderes vor-
sieht.

b) Der Rat ist beschlußfähig,
wenn sechzehn seiner Mit-
glieder vertreten sind.

c) Der Rat tritt, sooft dies
zur wirksamen Erledigung
seiner Aufgaben erforder-
lich ist, nach Einberufung
durch den Vorsitzenden
oder auf Antrag von min-
destens vier seiner Mit-
glieder zusammen; der
Zeitpunkt des Zusammen-
tritts ist mindestens einen
Monat im voraus bekannt-
zugeben. Der Tagungsort
wird nach Zweckmäßig-
keitsgründen bestimmt.

Artikel 28

Der bisherige Text ist durch
folgenden Wortlaut zu ersetzen:

Der Schiffssicherheitsausschuß
besteht aus allen Mitgliedern.

Artikel 31

Der bisherige Text ist durch
folgenden Wortlaut zu ersetzen:

Der Schiffssicherheitsausschuß
tritt mindestens einmal im Jahr
zusammen. Er wählt alljährlich
sein Büro und gibt sich seine
Geschäftsordnung.
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Artikel 32

Dieser Artikel ist zu streichen.

Die Artikel 33 bis 63 sind
dementsprechend umzunumerie-
ren.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete An-
nahmeurkunde wurde am 1. März 1977 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt;
die Änderung tritt gemäß Art. 52 des Übereinkommens über die Zwischenstaatliche Beratende
Seeschiffahrtsorganisation *) am 1. April 1978 für alle Mitglieder der Organisation in Kraft.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 464/197.5
Kreisky

3 4 1 .

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn 2010 des ADR *) über
die Verpackung von Zinkchlorid und zink-
chloridhaltigen, pulverförmigen Stoffen der
Klasse V Ziffer 12 in mehrlagigen Papier-

säcken

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn 2508 der Anlage A des ADR dürfen Zink-
chlorid und zinkchloridhaltige, pulverförmige
Stoffe der Klasse V, Rn 2501 Ziffer 12, auch in
dicht verschlossenen Säcken aus mindestens drei
Lagen widerstandsfähigem Papier mit einem
Innensack aus geeignetem Kunststoff verpackt
sein. Ein Versandstück darf nicht schwerer sein
als 55 kg.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach
Rn 2010 des ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Österreich.

Bonn-Bad Godesberg, den 23. 9. 1976
Die für das ADR zuständige Behörde der

Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:
Dr. Gömmel

Wien, 1977 04 18
Für den Bundesminister für Verkehr der

Republik Österreich:
Hehenberger

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973,
377/1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975 und
522/1975

Kreisky
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342.

3 4 2 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Volksrepublik China über die wechselseitige Registrierung von Marken für Waren und

Dienstleistungen zwischen den beiden Staaten
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(Übersetzung)
Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der Volks-
republik China

Exzellenz,

Ich beehre mich auszuführen, daß die zustän-
digen Stellen beider Staaten in der Absicht, die
Freundschaft zwischen China und Österreich zu
vertiefen und die Entwicklung des Handels zwi-
schen den beiden Staaten zu fördern, Gespräche
über die Registrierung von Marken für Waren
und Dienstleistungen auf der Grundlage der Ge-
genseitigkeit zwischen den beiden Staaten geführt
haben. Im Namen der Regierung der Volksrepu-
blik China bestätige ich hiermit, daß die nach-
stehende Vereinbarung über die wechselseitige
Registrierung von Marken für Waren und Dienst-
leistungen zwischen den beiden Staaten erreicht
worden ist:

„Beide Regierungen stimmen überein, daß auf
der Grundlage der Gleichberechtigung und des
beiderseitigen Nutzens juristische Personen, Ge-
sellschaften oder Einzelpersonen eines Staates, die
ein Unternehmen betreiben, die Registrierung von
Marken für Waren und Dienstleistungen im ande-

ren Staat in Übereinstimmung mit dessen Gesetz-
gebung beantragen und das Recht zur ausschließ-
lichen Benutzung der registrierten Marken für
Waren und Dienstleistungen erwerben können.
Falls die Gesetzgebung eines Staates die Registrie-
rung von Dienstleistungsmarken nicht vorsieht,
können die Anträge der juristischen Personen,
Gesellschaften oder Einzelpersonen des anderen
Staates für die Registrierung von solchen Marken
abgelehnt werden.

Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach dem Da-
tum Ihres Antwortschreibens in Kraft, mit wel-
chem das gleiche bestätigt wird."

Ich benütze diese Gelegenheit, Eurer Exzellenz
die Versicherung meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung zu erneuern.

Peking, den 4. April 1977

LIU Chen-hua m. p.
Vizeminister für Auswärtige Angelegenheiten der

Volksrepublik China

Seiner Exzellenz
Herrn Eduard Tschöp
Außerordentlicher und Bevollmächtigter Botschafter
der Republik Österreich in der Volksrepublik China
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Botschaft der Republik Österreich
in der Volksrepublik China

Exzellenz,

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom 4. April 1977 zu bestätigen, das folgenden
Inhalt hat:

„Ich beehre mich auszuführen, daß die zustän-
digen Stellen beider Staaten in der Absicht, die
Freundschaft zwischen China und Österreich zu
vertiefen und die Entwicklung des Handels zwi-
schen den beiden Staaten zu fördern, Gespräche
über die Registrierung von Marken für Waren
und Dienstleistungen auf der Grundlage der Ge-
genseitigkeit zwischen den beiden Staaten geführt
haben. Im Namen der Regierung der Volksrepu-
blik China bestätige ich hiermit, daß die nach-
stehende Vereinbarung über die wechselseitige
Registrierung von Marken für Waren und Dienst-
leistungen zwischen den beiden Staaten erreicht
worden ist:

,Beide Regierungen stimmen überein, daß auf
der Grundlage der Gleichberechtigung und des
beiderseitigen Nutzens juristische Personen, Ge-
sellschaften oder Einzelpersonen eines Staates, die
ein Unternehmen betreiben, die Registrierung von
Marken für Waren und Dienstleistungen im ande-
ren Staat in Übereinstimmung mit dessen Gesetz-
gebung beantragen und das Recht zur ausschließ-
lichen Benutzung der registrierten Marken für
Waren und Dienstleistungen erwerben können.
Falls die Gesetzgebung eines Staates die Registrie-

rung von Dienstleistungsmarken nicht vorsieht,
können die Anträge der juristischen Personen,
Gesellschaften oder Einzelpersonen des anderen
Staates für die Registrierung von solchen Marken
abgelehnt werden.

Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach dem Da-
tum Ihres Antwortschreibens in Kraft, mit wel-
chem das gleiche bestätigt wird.'

Ich benütze diese Gelegenheit, Eurer Exzellenz
die Versicherung meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung zu erneuern."

Ich beehre mich, Sie darüber zu informieren,
daß die Regierung der Republik Österreich den
Inhalt des oben erwähnten Schreibens bestätigt
und damit einverstanden ist, daß das oben er-
wähnte Schreiben und dieses Schreiben ein Ab-
kommen zwischen den Regierungen der beiden
Länder begründen, das 60 Tage nach dem Datum
dieses Schreibens in Kraft tritt.

Ich benütze diese Gelegenheit, Eurer Exzellenz
die Versicherung meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung zu erneuern.

Peking, den 4. April 1977

Eduard Tschöp m.p.
Außerordentlicher und Bevollmächtigter Bot-
schafter der Republik Österreich in der Volks-

republik China

Seiner Exzellenz
Herrn LIU Chen-hua
Vizeminister für Auswärtige Angelegenheiten
der Volksrepublik China
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(Übersetzung)
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Das vorstehende in Form eines Notenwechsels geschlossene Abkommen tritt gemäß seinem
vorletzten Absatz am 3. Juni 1977 in Kraft.

Kreisky
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343.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß der nachstehenden verfassungsändernden Staatsverträge wird genehmigt.

Abänderung des Anhangs G des Übereinkommens *) zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation und Anwendung einer Abänderung des Anhangs G des Überein-
kommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation auf die Beziehungen mit

Finnland

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS- EFTA/DC 8/75
ASSOZIATION 1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 8/1975

(In der 26. gemeinsamen Sitzung am 6. No-
vember 1975 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGS G DES
ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf das Ersuchen der Regierung
Portugals, das dem Rat und dem Gemeinsamen
Rat bei der 17. gemeinsamen Sitzung vorgelegt
wurde,

vom Wunsche geleitet, die weitere Entwick-
lung der Industrie Portugals zu fördern und
somit die Wirtschaft Portugals zu stärken,

gestützt auf die Bestimmungen des Artikels 44
des Übereinkommens

BESCHLOSSEN:

1. Die in der Anlage vorgesehene Abänderung
des Anhangs G des Übereinkommens wird hier-
mit genehmigt und den Mitgliedstaaten zur
Annahme unterbreitet.

2. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

*) Die Kundmachung BGBl. Nr. 620/1976 ist gegenstandslos.
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EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 8/75

ABÄNDERUNG DES ANHANGS G DES
ÜBEREINKOMMENS

1. Anhang G des Übereinkommens wird durch
folgenden neuen Absatz 6bis ergänzt:

„6bis. Unbeschadet der Bestimmungen der
Absätze 4 und 6 kann der Rat Portugal über
dessen Antrag ermächtigen, hinsichtlich einer
bestimmten Ware von den in diesen Absätzen
erwähnten Fristen für die Beseitigung oder
Einführung eines Zolles abzuweichen. Der Rat
beschließt den Zeitplan für die Senkung und
für die vor dem 1. Jänner 1985 durchzufüh-
rende Beseitigung jedes einer derartigen Er-
mächtigung unterliegenden Zolles. Sämtliche
aufgrund dieses Anhangs angewendeten Zölle,
einschließlich des Zeitplans für deren Senkung
und des Ausgangszolls, sind listenmäßig zu
erfassen."

2. Diese Abänderung tritt an dem Tag in Kraft,
an dem die letzte Annahmeurkunde der Mit-
gliedstaaten bei der Regierung Schwedens hinter-
legt worden ist.
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FINNLAND—EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 2/75
1 Anlage

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN
RATES Nr. 2/1975

(In der 26. gemeinsamen Sitzung am 6. No-
vember 1975 gefaßt)

ANWENDUNG EINER ABÄNDERUNG DES
ANHANGS G DES ÜBEREINKOMMENS
AUF DIE BEZIEHUNGEN MIT FINNLAND

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf das Ersuchen der Regierung

Portugals, das dem Rat und dem Gemeinsamen
Rat bei der 17. gemeinsamen Sitzung vorgelegt
wurde,

vom Wunsche geleitet, die weitere Entwick-
lung der Industrie Portugals zu fördern und
somit die Wirtschaft Portugals zu stärken,

gestützt auf den Beschluß des Rates Nr. 8/
1975,

gestützt auf das Assoziierungs-Übereinkom-
men,

BESCHLOSSEN:
1. Zur Regelung der Beziehungen zwischen den
Mitgliedstaaten und Finnland wird die in der
Anlage vorgesehene Abänderung des Anhangs G
des Übereinkommens hiermit genehmigt und
allen Parteien des Assoziierungs-Übereinkom-
mens zur Annahme unterbreitet.

2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.
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FINNLAND—EFTA
ASSOZIIERUNG

Anlage zu
FINEFTA/DJC 2/75

ABÄNDERUNG DES ANHANGS G DES
ÜBEREINKOMMENS

1. Anhang G des Übereinkommens, das auf-
grund des Artikels 2 des Assoziierungs-Überein-
kommens auch auf die Beziehungen mit Finnland
anzuwenden ist, wird durch folgenden neuen
Absatz 6bis ergänzt:

„6bis. Unbeschadet der Bestimmungen der
Absätze 4 und 6 kann der Rat Portugal über
dessen Antrag ermächtigen, hinsichtlich einer
bestimmten Ware von den in diesen Absätzen
erwähnten Fristen für die Beseitigung oder
Einführung eines Zolles abzuweichen. Der Rat
beschließt den Zeitplan für die Senkung und
für die vor dem 1. Jänner 1985 durchzufüh-
rende Beseitigung jedes einer derartigen Er-
mächtigung unterliegenden Zolles. Sämtliche
aufgrund dieses Anhangs angewendeten Zölle,
einschließlich des Zeitplans für deren Senkung
und des Ausgangszolls, sind listenmäßig zu
erfassen."

2. Diese Abänderung tritt an dem Tag in Kraft,
an dem die letzte Annahmeurkunde der Par-
teien des Assoziierungs-Übereinkommens bei der
Regierung Schwedens hinterlegt worden ist,
jedoch nicht bevor die Abänderung zwischen den
Mitgliedstaaten in Kraft tritt.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichneten und vom Bundeskanzler gegengezeichneten An-
nahmeurkunden wurden am 5. August 1976 bei der Schwedischen Regierung hinterlegt; die
Abänderung des Anhangs G des Übereinkommens zur Errichtung einer Europäischen Freihandels-
assoziation ist gemäß Z. 2 am 31. August 1976, die Anwendung einer Abänderung des Anhangs G
des Übereinkommens zur Errichtung einer Europäischen Freihandelsassoziation auf die Beziehungen
mit Finnland ist gemäß Z. 2 am 1. November 1976 in Kraft getreten.

Kreisky



2122


